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Siehe auch:

Touristische 
Entwicklungsschwerpunkte;

Siedlungsstruktur;

Kantonales Strassennetz;

Landwirtschafts- und 
Fruchtfolgeflächen;

Umsetzung der Bundesinventare;

Naturgefahren: Lawinen;

Naturgefahren: Hochwasser;

Naturgefahren: 
Massenbewegungen;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
TBA, VEA, AfU, WaldA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
ARE, BUWAL, BAV

Andere Stellen:
FTV, NGK

1. PROBLEMSTELLUNG

Faktoren wie die Arbeitszeitverkürzung, der Verstädterungprozess, 
die Erhöhung des Lebensstandards oder die Motorisierung führen 
auch in Zukunft zu einem erhöhten Bedarf an Tourismus- und 
Freizeiteinrichtungen. Deshalb ist anzunehmen, dass nicht besie-
delte Gebiete wie in der Vergangenheit für die Errichtung neuer 
Tourismus- und Erholungsanlagen beansprucht werden.

Trotz eines verhältnismässig kleinen Gebietes verfügt der Kanton 
Freiburg dank seiner kulturellen Vielfalt und seiner abwechslungs-
reichen Landschaft über gute Bedingungen für die Befriedigung 
der wachsenden und sich häufig wandelnden Bedürfnisse 
der Tourismus- und Freizeitgesellschaft. Allerdings müssen die 
Anstrengungen weitergeführt werden, um das Tourismusangebot 
qualitativ und quantitativ zu verbessern; zu erwähnen sind in 
diesem Zusammenhang insbesondere die Unterkunft, die im Freien 
gelegenen Sport- und Freizeitanlagen sowie jene für Wintergäste, 
die nicht skifahren. Aufgrund der eingeschränkten finanziellen 
Mittel und zur Erhöhung ihrer Effizienz wird sich die kantonale 
Tourismusförderungspolitik künftig auf eine kleinere Zahl von 
Tourismusorten konzentrieren.

Obwohl es äusserst schwierig ist, den genauen Standort und 
den Typ der für neue Erholungsformen geforderten Anlagen und 
Einrichtungen vorherzusagen, dürfte die zukünftige Entwicklung 
gewisser Tourismus- und Freizeitaktivitäten höchst wahrscheinlich zu 
Konflikten mit anderen Bodennutzungen oder mit den Erfordernissen 
des Umwelt- und Naturschutzes führen. Deshalb ist es notwendig, 
allgemeine Grundsätze für die Errichtung von Tourismus- und 
Freizeitanlagen aufzustellen. Diesem Ziel ist das vorliegende 
Thema des kantonalen Richtplans gewidmet. Es behandelt nicht 
nur spezifische Projekte, sondern auch verschiedene Routen und 
Wege, deren Weiterentwicklung von Interesse sein könnte.

Die heute bekannten spezifischen Tourismus- und Freizeitanlagen 
und Routen werden in eigenen Kapiteln des kantonalen Richtplans 
behandelt.

Hinsichtlich der Aufgabenverteilung ist festzuhalten, dass der 
Freiburger Tourismusverband (FTV) die zuständige kantonale Instanz 
ist, die für Planung, Promotion und Vermarktung des Tourismus 
verantwortlich ist. Als private Organisation hat sie allerdings nicht 
immer die nötige Legitimität, um die Interessen des Staates in 
Sachen Tourismuskonzept und -planung zu vertreten. Es liegt im 
Interesse des Kantons, die Zuständigkeiten für die Planung von 
Tourismus- und Freizeitanlagen besser zu regeln.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Vermeiden, dass die Tourismus- und Freizeitanlagen auf das 
ganze Kantonsgebiet verstreut werden.

· Mithelfen, die Rolle der kantonalen und regionalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkte durch die Ansiedlung neuer Tourismus- 
und Freizeitanlagen zu erhalten und zu verstärken.

· Die Aufgaben, Zuständigkeiten und Befugnisse des FTV und der 
öffentlichen Körperschaften klären, um eine bessere Koordination 
der Tourismusplanung zu ermöglichen.

Siehe Thema «Touristische 
Entwicklungsschwerpunkte»
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GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Tourismus- und Freizeitanlagen von kantonaler Bedeutung 
sind grundsätzlich in den kantonalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkten anzusiedeln.

· Tourismus- und Freizeitanlagen von regionaler Bedeutung 
sind in den kantonalen oder regionalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkten oder in den Regionalzentren 
anzusiedeln.

· Ausserhalb der kantonalen und regionalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkten sind nur jene Tourismus- 
und Freizeitanlagen anzusiedeln, die aus objektiven 
Machbarkeitsgründen nicht in einem kantonalen oder regi-
onalen touristischen Entwicklungsschwerpunkt oder einem 
Regionalzentrum errichtet werden können.

· Ausserhalb der kantonalen und regionalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkten sind alle neuen Tourismus- 
und Freizeitanlagen so anzusiedeln, dass die kantonalen 
Verkehrsinfrastrukturen genutzt oder zumindest der Bau neuer 
bedeutender Zufahrtswege vermieden werden kann.

· Ausserhalb der kantonalen und regionalen touristischen 
Entwicklungsschwerpunkten sind alle neuen Tourismus- und 
Freizeitanlage so anzusiedeln, dass die bestehenden 
Infrastrukturen des öffentlichen Verkehrs genutzt oder im 
Bedarfsfall ein öffentliches Verkehrssystem für die Erschliessung 
der Anlage organisiert wird.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Gewisse Tourismus- und Freizeitanlagen können als grosse 
Verkehrserzeuger betrachtet werden und haben deshalb beson-
deren Grundsätzen zum Standort zu entsprechen.

· Bei der Standortwahl für eine Tourismus- und Freizeitanlage sind 
vor allem jene Gebiete zu vermeiden, die durch Naturgewalten 
gefährdet sind, als gute Ackerbaufläche gelten oder in einem 
Bundesinventar erfasst sind.

· Im Rahmen der Planung von neuen Tourismus- und 
Freizeitanlagen sind die Kulturgüter zur Geltung zu bringen, 
soweit dies möglich und mit deren Erhaltung vereinbar ist.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Legt die Tätigkeiten des FTV und der übrigen von Tourismus- 

und Freizeitanlagen betroffenen Instanzen fest.

· Erstellt Richtlinien zur Regelung der Fragen in Zusammenhang 
mit der Planung, Realisierung, Markierung, Vermarktung und 
Finanzierung von touristischen Routen und Wegen.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Sichert die Koordination mit den von Projekten für Tourismus- 

und Freizeitanlagen betroffenen Organen.

· Beurteilt die für ein Tourismus- und Freizeitanlageprojekt erstellte 
Zweckmässigkeitsstudie.

Siehe Thema «Arbeitszonen und 
grosse Verkehrserzeuger»
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Das Amt für Verkehr und Energie:
· Informiert die Gesuchsteller über den Typ des einzuhaltenden 

Verfahrens und koordiniert das Verfahren für die Erlangung 
einer Betriebskonzession für Tourismus- und Freizeitanlagen, 
die einen Personentransport mit Seilbahn, Eisenbahn, Auto 
oder Schiff voraussetzen.

Das Amt für Umwelt:
· Berät den Gesuchsteller und beurteilt das Pflichtenheft und 

den Bericht der Umweltverträglichkeitsprüfung, der für die 
dieser Prüfung unterstellten Tourismus- und Freizeitanlagen 
zu erarbeiten ist.

· Beurteilt für die Anlagen, die nicht der Umweltverträglichkeits-
prüfung unterstellt sind, die Sanierungs-massnahmen bei projekt-
bedingten Veränderungen des Bodens und der Vegetation und 
verlangt gegebenenfalls eine Umweltverträglichkeitsnotiz.

Das Amt für Wald, Wild und Fischerei:
· Prüft, ob die Projekte für Tourismus- und Freizeitanlagen ein 

Rodungsbewilligungsgesuch benötigen und beurteilt, ob die zur 
Aufforstung vorgeschlagenen Ausgleichsflächen ausreichen.

Die Regionen:
· Sind verpflichtet, anlässlich der Realisierung eines Vorhabens 

für Tourismus- und Freizeitanlagen von regionaler Bedeutung 
in ihrem Gebiet die Notwendigkeit einer Nachführung ihres 
regionalen Richtplans zu prüfen.

· Können in Zusammenarbeit mit dem FTV touristische Routen 
von regionaler Bedeutung planen und markieren.

Die Gemeinden:
· Ergreifen die erforderlichen Massnahmen, um in der Ortsplanung 

die für Tourismus- und Freizeitanlagen benötigten und geeigneten 
Nutzungszonen auszuscheiden oder zu reservieren.

· Können in Zusammenarbeit mit ihrem Verkehrsverein oder, 
wenn sie keinen haben, mit dem FTV touristische Routen von 
lokaler Bedeutung planen und markieren.

· Sind verpflichtet, anlässlich der Realisierung eines Vorhabens für 
Routen oder Tourismus- und Freizeitanlagen auf ihrem Gebiet 
die Notwendigkeit einer Nachführung ihres Verkehrsrichtplans 
und ihres Zonennutzungsplans zu prüfen.

· Sind für den Unterhalt der touristischen Routen von kantonaler, 
regionaler oder lokaler Bedeutung verantwortlich.

Die Nachbarkantone:
· Koordinieren jedes Projekt einer Tourismus- und Freizeitanlage, 

das Auswirkungen auf das Gebiet eines angrenzenden Kantons 
hat, insbesondere jene Projekte, die einen regelmässigen 
Personentransport voraussetzen.

Der Freiburger Tourismusverband:
· Nimmt Stellung zu den Projekten, die eine Auswirkung auf 

die touristische Entwicklung des Kantons und der Regionen 
haben könnten.

· Erbringt im Bereich touristischer Förderungspolitik und 
Gesetzgebung Beratungsleistungen für Privatpersonen und 
Institutionen in Zusammenhang mit deren Vorhaben für tou-
ristische Erschliessungen oder Angebote.
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· Ist Koordinations- und Mitberichtstelle in Sachen Gesetzgebung, 
Planung und Markierung der touristischen Routen von kantonaler 
und regionaler Bedeutung; er überwacht den Bau und den 
Unterhalt.

Die Verkehrsvereine:
· Sind in Zusammenarbeit mit den betroffenen Gemeinden und 

unter Aufsicht des FTV für die Markierung und den Unterhalt 
des lokalen touristischen Wegnetzes verantwortlich.

Die Gesuchsteller:
· Sind insbesondere verpflichtet, die Zweckmässigkeitsstudie, 

den Spezialplan und die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
erstellen zu lassen, falls diese für die Realisierung eines Projekts 
benötigt werden.

· Haben für die Realisierung einer touristischen Route die 
Planungsstudien zu erstellen, die Markierung vorzunehmen 
und den Unterhalt sicherzustellen.

· Nehmen Kontakt auf mit allen Eigentümern der benützten 
Wege, um die Durchgangsrechte zu erlangen, und mit den 
Eigentümern der Grundstücke, auf denen sie Markierungen 
anzubringen wünschen.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

· Der Kanton setzt eine Arbeitsgruppe ein mit dem Auftrag, 
Richtlinien über die Planung, die Realisierung, die Markierung, 
den Unterhalt und die Finanzierung touristischer Routen zu 
erstellen.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

· Die Tourismus- und Freizeitanlagen von kantonaler und regionaler 
Bedeutung müssen in der Karte des regionalen Richtplans 
eingetragen sein.

Ortsplanung

· Jede neue Tourismus- und Freizeitanlage von regionaler 
Bedeutung erfordert die Änderung des Zonennutzungsplans 
der betroffenen Gemeinde, wenn dieser keine Nutzungszone 
enthält, welche die geplante Anlage aufnehmen könnte, und 
die Erstellung eines Spezialplans.

· Im Fall der Realisierung einer touristischen Route auf 
Gemeindegebiet muss die neue Streckenführung in den 
Verkehrsrichtplan integriert werden.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Tourismus- und Freizeitanlagen

· Jeder Gesuchsteller, der eine Tourismus- und Freizeitanlage 
realisieren will, informiert sich bei der betroffenen Gemeinde, 
um die tatsächlichen Realisierungsmöglichkeiten auf deren 
Gebiet zu erfahren.
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· Vor der Durchführung einer Planungsstudie oder der Einreichung 
eines Baubewilligungsvorgesuchs muss der Gesuchsteller 
auf der Grundlage einer Vorstudie Kontakt mit dem BRPA 
aufnehmen.

· Bei Vorhaben für Tourismus- und Freizeitanlagen, die einen 
regelmässigen Personentransport erfordern, nimmt der 
Gesuchsteller mit dem VEA Kontakt auf, das ihn über das 
zu befolgende Verfahren informiert.

· Erfordert das Projekt das Fällen von Bäumen oder Rodungen, 
muss der Gesuchsteller Kontakt mit dem AWJF aufnehmen, das 
entscheidet, ob ein Rodungsbewilligungsgesuch eingereicht 
werden muss oder nicht.

· Für jedes Vorhaben einer Tourismus- und Freizeitanlage von 
kantonaler oder regionaler Bedeutung ist die Erstellung einer 
Zweckmässigkeitsstudie erforderlich. Diese Studie muss:

- Nachweisen, dass das Vorhaben der Tourismus- und 
Freizeitanlage einem tatsächlichen wirtschaftlichen Interesse 
entspricht und dass eine genügende Nachfrage vorhanden 
ist.

- Das Einzugsgebiet bestimmen, das von dem Vorhaben 
der Tourismus- und Freizeitanlage betroffen ist und den 
gewählten Standort rechtfertigt.

- Nachweisen, dass das Vorhaben finanziert werden kann 
und wirtschaftlich existenzfähig ist.

- Die Auswirkungen auf die verschiedenen Sachbereiche  
(Wirtschaftsstruktur, Landwirtschaft, Umwelt, Wald, Natur 
und Landschaft, Verkehr) nachweisen und Massnahmen zur 
Lösung möglicher Konflikte oder Probleme vorschlagen.

· Die Zweckmässigkeitsstudie muss dem BRPA vor jedem 
Änderungsverfahren der OP oder jedem Baubewilligungsgesuch 
eingereicht werden. Anschliessend wird sie von den betroffenen 
kantonalen Dienststellen beurteilt.

· Die Tourismus- und Freizeitanlagen können nur in einer Zone 
von allgemeinem Interesse oder in einer für diesen Zweck 
ausgeschiedenen Nutzungszone realisiert werden. Zudem ist 
die Erstellung eines Spezialplans erforderlich.

· Für die Vorhaben von kantonaler oder regionaler Bedeutung 
muss das Dossier des Baubewilligungsgesuchs auch Nachweise 
oder Bankgarantien enthalten, die zeigen, dass die Finanzierung 
des Projekts gesichert ist.

· Um eine optimale Koordination der verschiedenen Verfahren 
zu erreichen, müssen die öffentliche Auflage des Spezialplans, 
des Baubewilligungsgesuchs und gegebenenfalls des 
Rodungsbewilligungsgesuchs sowie die Vernehmlassung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung gleichzeitig erfolgen.

Touristische Routen und Strecken

· Falls die Benützung der touristischen Route oder Strecke 
Schäden an den benützten Wegen anrichten könnte, 
schliesst der Gesuchsteller mit jedem betroffenen Eigentümer 
ein Abkommen ab, um die Erhaltung und gegebenenfalls 
Wiederinstandstellung dieser Wege zu gewährleisten.

· Erfordert die Realisierung der Strecke bauliche Massnahmen, 
erkundigt sich der Gesuchsteller beim BRPA über das zu 
befolgende Verfahren.
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· Der Gesuchsteller erkundigt sich beim TBA über die Vorschriften, 
die bei der Markierung zu beachten sind.

· Erfordert die Strecke bauliche Massnahmen, reicht der 
Gesuchsteller ein Baubewilligungsgesuch ein. Die Bestimmungen 
des 2. Kapitels des Strassengesetzes betreffend den Bau und 
Ausbau der Strassen bleiben vorbehalten.

· Der Gesuchsteller reicht beim TBA ein Bewilligungsgesuch 
für die Markierung der Strassen und Wege ein.

· Die Markierung der Strecke wird vom Gesuchsteller auf seine 
Kosten vorgenommen.


